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EUROPÄISCHE STÄDTEKOALITION GEGEN RASSISMUS

Allgemeine Informationen

Die Städte-Koalition gegen Rassismus ist eine Initiative der UNESCO. die

2004 ins Leben gerufen wurde. Das Ziel ist, ein internationales Netzwerk

von Städten einzurichten, die sich gemeinsam für eine wirkungsvolle Be-

kämpfung von Rassismus. Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit ein-

setzen. lnzwischen ist diese „internationale Städte-Koalition gegen Ras-

sismus“ gegründet worden: Sie wurde am 30. Juni 2008 in Nantes (Frank-
reich) offiziell aus der Taufe gehoben und setzt sich aus regionalen Koaliti-

onen zusammen, die in den letzten Jahren in Europa, Asien, Afrika, Latein-
‘

amerika, Kanada und dem arabischen Raum entstanden sind.

Internationale Konventionen, Empfehlungen und Erklärungen müssen von

den einzelnen Staaten ratifiziert und umgesetzt werden. Gleichzeitig ist es

aber besonders wichtig, dass die lokale Ebene, auf der sich Menschen un-

terschiedlicher nationaler, ethnischer, kultureller oder religiöser Zugehörig—
keit tagtäglich begegnen, sowie die Opfer von Rassismus und Diskriminie-

rung mit einbezogen werden. Nur so ist sicherzustellen, dass die internati-

onalen und nationalen Rechtsinstrumente auch tatsächlich angewandt und

konkrete Probleme vor Ort berücksichtigt werden. Deshalb sind gerade die

Städte der Schlüssel zur Entwicklung effektiver Synergien. Dies umso

mehr, als in Zeiten fortschreitender Globalisierung und Urbanisierung den

Die regionalen Koali-

tionen

Europa
10. 12. 2004 l Nürnberg

Asien und Pazifikraum
06.08.2006/ Bangkok

Afrika

20.09.2006 I Nairobi

27.10. 2006 I Montevideo

Kanada
01.06.2007 / Calgary

Arabischer Raum
25.06.2008 l Casabianca

Vereinigte Staaten
12.09.2013 / Birmingham

i
l
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Kommunen eine immer wichtigere Rolle bei der Durchsetzung der Menschenrechte

zukommt.

Die Europäische Städte-Koalition gegen Rassismus

Als erste regionale Koalition wurde am 10. Dezember 2004 in Nürnberg die „Europäi-
sche Städte—Koalition gegen Rassismus“ gegründet und ein „Zehn-Punkte-Aktionsplan“
mit konkreten Handlungsbeispielen verabschiedet. Um die Koalition nachhaltig zu stär-

ken, beschlossen die Mitgliedsstädte inzwischen, dieses kommunale Netzwerk auf eine

rechtliche Grundlage zu stellen: Am 21. Februar 2008 wurde di
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_der Koalition sind:

o jede Form von Rassismus und z

nd dadurch einen Beitrag zum u

sowie zur Achtung der Vielfalt in Europa zu leisten,

o die Mitgliedsstädte durch den am 10. Dezember 2004 in Nürnberg verabschie-

deten .‚Zehn—Punkte-Aktionsplan gegen Rassismus“ bei dieser Aufgabe zu un-

terstützen und ihnen dabei zu helfen, Prioritäten zu setzen, ihre Strategien zu

optimieren und ihre Zusammenarbeit zu intensivieren,

c das gemeinsame lnteresse der Mitgliedsstädte gegenüber der Europäischen
Union, dem Europarat und den Regierungen der europäischen Staaten zu ver-

treten und zu fördern,

a die“ mit lnstitutionen und Organisationen, die sich ebenfalls die Be-

kämpfung von Rassismus und Diskriminierung zur Aufgabe gemacht haben,
sowie mit anderen Städte-Netzwerker-m—

c die„durch Veranstaltungen und Informationsmateria-
Iien für den Wert einer gerechten und durch Solidarität geprägten Gesellschaft

_und sie zu motivieren, rassistischen und diskriminierenden

Einstellungen und Verhaltensweisen entschieden entgegenzutreten.

Die Koalition ist inzwischen auf 123 Kommunen aus 23 europäischen Ländern ange-
wachsen, die sich auf der Grundlage des “Zehn-Punkte-Aktionsplans gegen Rassis-
mus" für die gemeinsamen Ziele einsetzen.

Organisationsstruktur
Die Europäische Städte-Koalition gegen Rassismus hat sich folgende Organisations-
struktur gegeben:

Die Mitgliederversammlung

Diewiemindestens— stattfindet. trifft die wesent-

lichen Entscheidungen für die Koalition und wählt alle vier Jahre den Lenkungsaus-
schuss.

Der Lenkungsausschuss

Der Lenkungsausschuss besteht aus max. 25 stimmberechtigten Mitgliedern und setzt
sich aus 23 Vertreter/innen der Mitgliedsstädte sowie je einem Vertreter oder einer
Vertreterin der UNESCO (Paris) und der Stadt, wo die Geschäftsstelle belegen ist, zu—

sammen. Er bereitet die Entscheidungen der Mitgliederversammlung vor und wählt aus

seiner Mitte einen Vorsitzenden und eine/n Stellvertreterin, die die Koalition nach au-

ßen vertreten. Der Lenkungsausschuss kann weitere stellvertretende themenbezogene
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Vorsitzende wählen.

Der Lenkungsausschuss trifft sich regelmäßig, um

die Implementierung des Aktionsplans auf der Grundlage der Berichte, die die

Mitgliedsstädte alle zwei Jahre dem Ausschuss vorlegen, zu bewerten,

die Rahmenbedingungen, Zielsetzungen und Aktivitäten der Koalition weiterzu-

entwickeln,

die Zusammenarbeit unter den Mitgliedsstädten und die Kooperation sowie den

Erfahrungsaustausch mit anderen regionalen Koalitionen und Netzwerken ge-

gen Rassismus zu koordinieren und zu fördern.

die Konferenzen der Koalition, insbesondere die Tagungen zur Bewertung der

Implementierung des Aktionsplans, durchzuführen und

alle Maßnahmen und Entscheidungen zu treffen, die der Förderung der Koaliti-

on und ihrer Zielsetzungen dienen.

Die Geschäftsstelle

hat vor allem die Aufgaben:

O als Ansprechpartner für die Mitgliedsstädte und interessierte Kommunen zu

dienen,

die Kommunikation und den Informationsaustausch zwischen den Mitglieds-
städten zu fördern,

die laufenden Geschäfte der Koalition und des Lenkungsausschusses zu füh-

ren.

die Sitzungen des Lenkungsausschusses vorzubereiten und seine Beschlüsse
durchzuführen und

Tagungen der Koalition zu organisieren.

Das wissenschaftliche Sekretariat

Sie vor allem darin bestth,
die_der Koalition bei der Implementierung des Aktionsplans
durch Beratungzu—
dieMund gegebenenfalls
Verbesserungen vonzuschlagen,

den Lenkungsausschuss bei der Bewertung der Berichte der Mitgliedsstädte
über ihre Maßnahmen zur Implementierung des Aktionsplans zu unterstützen

und

die erforderliche— über Rassismus und Diskriminierung in Euro-
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Mitgliedschaft

Mitglieder der Koalition können nur Städte und andere kommunale Gebietskörper-
schaften aus den europäischen Staaten mit einer demokratisch gewählten Gemeinde-

vertretung werden, sofern sie die Zwecke des Vereins unterstützen. Die Mitgliedschaft
ist nicht an eine Mindesteinwohnerzahl gebunden.

Beitritt zur Europäischen Städte-Koalition gegen Rassismus

Voraussetzung für den Beitritt ist eir—tes/der Oberbürgermeister/in,
des/der Bürgermeister/in oder eines/einer autorisierten VertretersNertreterin an die

Geschäftsstelle. Die Mitgliedschaft ist ewvorben, wenn der Lenkungsausschuss den

Beitrittsantrag mehrheitlich annimmt.

Mitgliedsbeitrag

Dm ist wie folgt gestaffelt:
o Für Städte mit einer Größe bis zu 20.000 Einwohnern entfällt der Beitrag.

o Städte bis zu 500.000 Einwohnern bezahlen 1.000 Euro und
o Städte mit über 500.000 Einwohnern entrichten 1.500 Euro.

Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an:

Geschäftsstelle: Dr. Ursula Löbel/ Linda Fournet

ECCAR

c/o Landeshauptstadt Potsdam

Friedrich-Ebert-Str. 79/81

D-14469 Potsdam

Tel.: 0049 331 289 3424-3

Fax.: 0049 331 289 3430

E-mail: ECCAR@Rathaus.Potsdam.de

Wissenschaftliches Sekretariat

UNESCO —— Abteilungsleiterin öffentliche Politiken und Aufbau von Kapazitäten
Sektor für Sozial- und Humanwissenschaften
Golda El—Khoury
UNESCO HQ Paris

Tel.: 00 33 1 45 68 45 47

E-mail: g.elkhougg@unesco.org
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Zahlen fiir das Jahr 2014 in Berlin vorgestellt
Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maiziere und der Vorsitzende der lnnenministerkonferenz, der rheinland-

pfäln'sche Innenminister Roger Igwentz, haben heute gemeinsam in Berlin die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS)
sowie die Fallzahlen für die Politisch Motivierte Kriminalität (PMK) fiir das Jahr 2014 vorgestellt.

Polizeiliche Kriminalstatistik 2015

Die PKS ist eine Sogenannte Ausgangsstafistik. Das bedeutet. dass in ihr nur die der Polizei bekannt gewordenen
und durch sie endbearbeiteten Straftaten, einschließlich der mit Strafe bedrohten Versuche und der vom Zoll
bearbeiteten Rauschgifidelilde, abgebildet werden und eine statistische Erfassung erst bei Abgabe an die

Staatsanwaltschaft erfolgt

(135 Seiten, Stand: Mai 2016)

F—Hilf

2014 hat die Polizei mehr als sechs Millionen Straflaren registriert (2014: 6.082.064; 2013: 5961.661). Die

Aufltlärungsquate liegt mit einem Wert von 54,9% knapp über dem Niveau des Vorjahres. Die Zahl der

Tatverdächtigen ist mit 2.149.504 gegenüber 2013 leicht gestiegen (+2,6%). Erneut sind über ein Viertel der

Tatverdächtigen (26,396) Mehrfaditatverdädrtige, d.h. sie wurden mindestens zweimal als Tatverdächtige 2014
von der Polizei erfasst. Die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen ist auf 617.392 gestiegen (+14,796).

Irn Jahr 2014 wurde u.a bei folgenden Delikten ein Rückgang der Fallzah-len festgestellt: Gewaltla-iminalität

(-2,1% auf 180.955 Fälle), sexueller Missbrauch von Kindern (-2,4% auf 12.134 Falle), Sadibesdiädigung (-3,3% auf

601.112 Falle), Kfz-Diebstahl (-2,8% auf36.388 Fälle) und Strafiaten gegen das Waffengesetz (-2,1% auf 30.785
Fälle).

ln anderen Deliktsbereidien ist hingegen ein Anstieg der Fallzahlen zu vermichnen: u.a. Diebstahl insgesamt
(+2,4% auf 2440.060 Fälle), Wohnungseinbrudidiebstahl (+1,8% auf 152.123 Fälle), Straßenkriminalität (+2,5%
auf 1.342.905 Falle), liausdigiftdelikte (+9,2% auf 276.734 Falle), Betrugsdelikte (+3,3% auf 968.866 Fälle) und

ausländerreelitliehe Straftaten (+41,596 auf 156.396 Fälle).

Bundesinnenminister Dr. de Maiziere erklärte dazu: "Dass wir in

Deutschland alles in allem sidier leben können, ist ein Verdienst

unserer Polizistinnen und Polizisten von Bund und Ländern. Die

Polizeiliche Kriminalitätsstatisrik liefert ein umfassendes Bild über
die Kriminalitätslage in Deutschland und ermöglicht uns

diejenigen Bereidie zu identifizieren, die unser besonderes

Augenmerk verdienen. Ich betrachte mit Sorge, dass

Diebstahbkriminalität, insbesondere der

Wohnungseinbruclidiebstahl, aber auch Betrugsdelilrte und die

Drogenkriminalität weiter zugenommen haben. Vermehrt können

wir organisierte Strukturen, sog. Vorfehi-OK, in den verschiedenen um

Deliktsbereichen beobachten. Wir n'nd dabei. gemeinsam mit Budesmnmis‘ndß Mama“ “M der

Bund und Ländern Strategien und Konzepte zu entwickeln, um

diese Straftaten aufzuklären und die Zunahme zu stoppen. Hierzu

meinlami-plälzische Innenminister Ißwe'ntz

Quelle: Henning Schacht

httpü/wwwbmi.bundne/SharedDocs/PressemilteilungerVDElZO15105/pks-uM-pmk-2014.html?m=3316698 1/3
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braudlen wir einen effektiven Informationsaustausch über Tatmuster und Tatverdächtige, um vor die Lage zu

kommen. Auch die Zunahme der Zahljugendlicher Tatverdäditiger bei Rauschgifldelilden ist

besargniserregend und die gesamte Gesellsdiafi ist hier gefordert, dieser Entwiddung entgegenzutreten."

Im Jahr 2014 wurden insgesamt 66.386 Straftaten gegen Polizei-, Vollstreduiugsheamti nnenl-beamte,
Rettungsdienm- und Feuerwehrkräfie gezählt. Gegen Polizeibeamti nnenl-heamte richteten sich 62.770 Straftaten

(+7,0%), die hhl der verletzten Polizeibeamtinnen und -beamte ist auf 17.472 gestiegen. Insbesondere bei der

gefährlichen und schweren Körperver-lelzung beobachten wir eine deutliche Zunahme 044,4%).

Der [MR-Vorsitzende, Roger bewentz, dazu: "Ich denke, alle Innenminister sind über dasAusmaß der Gewalt

gegen Polizeibeamte, aber audi gegen Rettungslrriifl’e, enßem. Wir betrachten mit Sorge die wnehmende

Gewaltbereimchafi gegenüber denjenigen, die sichfür die Sicherheit und das Wohlergehen der Bevölkerung
einsetzen. Gewalt gegen Poliuibeamtinnen und Polizeibeamte, Feuerwehrleute und Rettungsla'afie ist niclltzu
tolerieren. Etliche Bundesländer haben bereiß die Ausrüstung der Polizei deutlich verbessert und beispielsweise
Body-Cams eingefiihrt. Wir dürfen nidit nachlassen, genügend die zu sdiiitmn, die unsere Sicherheit und unser

Wohlergehen gewährleisten"

Besonderes Augenmerk gilt erneut dem Anstieg der Wohnungseinbruchsdiebstähle (+1,8% auf 152.123 Fälle).
Gleichzeitig ist die Aufldärungsquote mit durchschnittlich 15,9% gering. Insgesamt hat die Polizei 24.125
Einbrüche aufgeklärt und dabei 17.051 Tatverdächtige ermittelt. Bei der Wohnungseinhrudisla’iminalität sind

großstädüsche Regionen, insb, die Stadtstaaten, aber auch Regionen entlang der Autobahnen besonders betroffen.

Hierzu der IMK—Vorsitzende Lewentz; "Wir wissen, dass wir esfast immer mit überregional agierenden Banden
zu tun haben, die wir auch überregional bekämpfen müssen. Darum haben die Innenminister der Länder unter

anderem beschlossen, in Zukunft aufGrundlage länder- und staatsniibcrgreifender Analysen
grenzübergreifendc Ermittlungslmmmission einzurichten und bereits bestehende nationale und internationab

Sidzerheißkmperationen zu verstärken. Wir wollen die Aufklärungsquote verbessern. Darum ist die Polizei auf
die MithiU'e der Bevölkerung angewiesen. Die Ermittler brauchen Hinweise, um Tatmuster erkennen und

Banden effektiv bekämpfen zu können. Erfreulich ist, dass 41,496 der Einbrüdle im Versuchsstadium stedcen

geblieben sind. offenkundig haben die Menschen unsere Appelle ernst genommen und in den technischen
Einbruchsschutz investiert."

Die Zahl der politisch motivierten Strafiaten ist 2014 erneut an estie en. Insgesamt wurden 32.700 Straftaten

(+3,
‘

uä? 1:=

ic 7a der Straftaten im Bereich PMK—rechls

PM K—links ist die Zahl der Straftaten gesunken y

‚5 ), die Zahl der linksmotivierten Gewalttaten bleibt hingegen auf dem hohen Vorjahresniveau (1.664;
+0,3%). Straftaten, die dem Bereich PMAK zugeordnet werden, haben sich 2014 fast verdreifacht (2.549,
+191‚6%); die Gewalttaten haben sich mehr als verdoppelt (390, „335%),

Die Zahl der Körperverletzungen ist 2014 um 29,4% auf 2.285 gestiegen. Ein überdurchschnittlicher Anstieg ist im

Bereich der politisch motivierten Ausländerin-iminalität (PMAK) zu verzeichnen (“52,7% auf 278 Falle). Jeweils

4o Prozent der Körperverletzungen entfallen auf PMK-links und PMK—redrts. Insgesamt ist es 2015 zu 15 versuchten

Tötungsdelikten gekommen, Auf die Bereiche PMK—linls und PMAK entfallen jeweils 7 versuchte Tötungsdelikte,
eine Tat war rechtsmotiviert. Im Bereich PMK-links ist ein Todesopfer zu beklagen.

Bundesinnenminismr de Maiäere erklärte: ”Die Zahlen zur politisch—motivierten Kriminalität sind Teil unseres

Frühwarnsystems, sie ermöglichen Aussagen zur Motivation der Täter und zeigen damit bedrohlidie

gescllsdlaftlidie Entwicklungen auf. Die Zahlen flir 2014 stimmen mich sehr nadldenklich: Mehr Straftaten und
ein neuer absoluter Höchststand bei den Gewalttaten. Gerade fiemdenfeindliche, antisemitische sowie

rassistische motivierte Straf- und Gewalttaten haben zugenommen. Straftaten richten sidl gezielt gegen

Kirchen, Synagogen und Moscheen. Vermehrt werden Asylbewerber und Hüditlingsunterkünfie gezielt
angegriffen. Diese Entwicklung ist besorgniserregend und muss gestoppt werden. Hier ist nidlt nur die Politik,
hier ist die gesamte Gesellschaft gefordert. Deutschland ist ein friedliches, weltofenes Land, wir wollen hier

friedlich und respektvoll zusammen leben."

Angriffe auf Aswa und Flüchtlingsunterkünfte sind 2014 stark gestiegen, ln diesem Zusammenhang ist es zu 203
Delikten gekommen, die überwiegend rechtsmotiviert waren. Rechtsmotivierte Täter sind fiir 175 dieser Angriffe
verantwortlich (2013: 58). Die rechte Szene hat 2014 weiterhin gen'elt versucht, die öffentliche Debatte um

Zuwanderung fiir fremdenfeindliche Agitation zu nutzen.

Mediathek

Audio | 25.05201GBundesinnenminister zum Entwurf des Integrationsgesetms in der Bundespressekonferenz
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